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04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, auf Grundlage von § 24 Abs. 2 der Sprengstoffverordnung (1. 
SprengV) anzuordnen, dass pyrotechnische Gegenstände der Kategorie 2 mit ausschließlicher 
Knallwirkung in dicht besiedelten Stadtgebieten zukünftig auch am 31. Dezember und am 1. Januar 
nicht mehr abgebrannt werden dürfen.

Diese Anordnung soll rechtzeitig vor dem 31.12.2020 erfolgen.

gez. Janny Armbruster gez. Gert Zöller
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen: Zwei von drei in Deutschland abgebrannten Böllern stammen aus 
China, denn das Land ist nicht nur Ursprung der Knallkörper – bis 
heute werden sie in der Provinz Hunan massenhaft hergestellt. Der 
Umweltverbund BUND kritisiert den „großen ökologischen 
Fußabdruck“, den allein der weite Transport des Feuerwerks von China 
nach Deutschland hinterlässt. Ganz abgesehen von den negativen 
Folgen, wie Verbrennungen, Augenverletzungen und 
Hörschädigungen, Explosionsschäden und andere Sachschäden an 
Fahrzeugen und Gebäuden, der Eintrag von Plastik in die Umwelt, 
enorme Müllmengen, verängstigte Haustiere sowie ökologische 
Schäden und die Störung von Wildtieren.

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Insbesondere das Böllern zum Jahreswechsel wird angesichts seiner negativen Wirkungen für 
Mensch, Tier und Umwelt (Lärm, Feinstaub, Müll, Verletzungsgefahr auch für Unbeteiligte, 
Vandalismus) von immer mehr Potsdamerinnen und Potsdamern kritisch gesehen und als 
unangemessene und unnötige Belästigung eingestuft. 

Der Oberbürgermeister hat ausgeführt, dass eine ordnungsrechtliche Anordnung nur gegenüber 
Pyrotechnik mit ausschließlicher Knallwirkung rechtlich möglich wäre.

Er hat darüber hinaus ausgeführt, dass er gleichwohl von einer solchen Anordnung absehen will, weil 
es an diesen beiden Tagen von den Mitarbeitern der Stadtverwaltung nicht vollzogen werden könne.
Diese Argumentation überzeugt nicht. Selbstverständlich würde diese Anordnung von einem Teil der 
Bevölkerung missachtet. Das gilt aber auch für viele andere ordnungsrechtliche Anordnungen wie 
z.B. Geschwindigkeitsbegrenzungen, die auch von vielen, aber nicht von allen eingehalten werden, 
ohne dass es möglich wäre, die Einhaltung vollständig durchzusetzen, und ohne, dass deshalb auf 
diese ordnungsrechtlichen Anordnungen verzichtet würde.

Es kann erwartet werden, dass eine solche Anordnung von Jahr zu Jahr von mehr Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern akzeptiert und eingehalten würde, da sie weiterhin die Möglichkeit hätten, der 
Tradition zu folgen und Silvesterfeuerwerk zu veranstalten.


